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8 Ueber Sparkaſſen. 
id⸗ 1. 
15 In Schottland gewinnt das Sparweſen eine andere Geſtalt. Die 
die saving banks und die provident banks gleichen zwar ziemlich genau den 
franzöſiſchen und preußiſchen Sparkaſſen, inſofern ſie nur geringe Erſparniſſe 
anzunehmen berechtigt ſind; aber die drückende Beſtimmung, nach welcher 
jede, das fixirte Maximum überſchreitende, Summe entweder zinslos bleibt, 
oder dem Eigenthümer zurückgeſtellt wird, iſt dadurch unfühlbar gemacht, 
ind daß die zahlreichen Banken jeden Betrag von 10 K an als Depoſitum an⸗ 
nehmen. Auf ſolche Weiſe iſt der erſte Zweck des Sparens, die Anſamm⸗ 
1 lung von Capitalien, nicht einer läſtigen Unterbrechung, die in der Mehrzahl 
ich der Fälle ungerechtfertigt erfcheinen muß, ausgeſetzt. Indem alſo die Ban⸗ 
ken die wohlthätige Arbeit der Sparkaſſen fortführen, werden ſie auch gleich⸗ 
che Ritig ein ſehr wichtiger Faktor für den Sparenden. Arbeiter, Soldaten, 
er⸗ Seeleute, Handwerker, Leute in niederer Anſtellung, Dienſtboten, die ihre, 
io der Sparkaſſe entwachſenen, Mittel aus dieſer gezogen haben, werden nun 
Deponenten der Bank gegen einen Zinſengewinn von 2½ %. 
So wenig Unterſcheidendes nun die saving banks und die continentalen 
nd Sparkaſſen bieten, um fo richtiger iſt die Betrachtung der ſchottiſchen Banken 
als erweiterter Sparanſtalten. Bereits im Jahre 1826 conſtatirte man durch 
e parlamentariſche Unterſuchung, daß 20 Mill. € als Depoſiten in den Hän⸗ 
den der Banken waren, Mac Culloch gab für 1831 ſchon 24 Mill. und Wil⸗ 
fon 1847 in „Capital, curreney aud banking“ 30 Mill. & an, und es 
| ft wahrſcheinlich, daß ſich dieſe Zahl jetzt noch vermehrt habe. Man greift 
auch ſchwerlich fehl, wenn man die Hälfte der Einlagen als ſolche ehemali⸗ 
ger Sparer bezeichnet, die, theils durch Gewöhnung, theils durch Mangel an 
Verwendung, theils durch eigenes Intereſſe die Depoſiten lange in den Ban⸗ 
ken ruhen laſſen und damit dieſen ſelbſt nicht unweſentliche Dienſte leiſten. 
Die Banken aber unterſtützen auch die conſequenten Sparer, und zwar ge⸗ 
rade in den Fällen, wo dieſe eine Hülfe am nöthigſten haben, und wo die 
tontinentalen Sparkaſſen, indem fie das nöthig gewordene Erſparniß einfach zu⸗ 
rückzahlen, ihre geſammte Beziehung zu dem Sparer abbrechen. Dieſer Fall 
tritt dann ein, wenn die Etablirung des Sparenden, ſein Uebergang zu einem 
„ſelbſtändigen“ Leben erfolgt. Die ſchottiſchen Banken find alsdann, wenn 
auch nicht ohne gewiſſe Clauſeln, ſehr haufig gegen Stellung von Bürgen, 
bei als ehrlich und ſparſam bekannten Perſonen jedoch auch ohne jede Be⸗ 
dingung, zur Gewährung von Credit bereit. Urſprünglich beſtimmten die mei⸗ 
ſten Statuten als Maximum des zu gebenden Vorſchuſſes 500 E, doch hat 
man die Grenze nicht immer gehalten. Die jetzt gewährten Credite bewegen 
ſich zwiſchen 100 und 5000 K, die Mehrzahl indeß hält ſich innerhalb 200 
und 500, ein Beweis, daß die meiſten Creditbedürftigen zu den kleinern 
Geſchäftsleuten gehören, die Banken hören hier auf, einfache Anſtalten zur 
Aufbewahrung der Erſparniſſe zu fein, fie werden gewiſſermaßen Befchüger 
des Einlegers, mit dem ſie durch den Vorſchuß, durch den immer wieder⸗ 
kehrenden Credit, durch die Abzahlung und die Einzahlung von neuen Er⸗ 
fparniffen in dauernder Verbindung bleiben. Dieſe wechſelſeitige Berührung 
hal nicht wenig zu der Ordnungsliebe und Sparſamkeit, wegen derer man 
den ſchottiſchen Mittelftand rühmt, beigetragen. Wofür man in Frankreich 
und Preußen die Sparkaſſen meiſtens hält, für Inſtitute nämlich, die ſich 
nur mit dem Einſammeln geringfügiger Beiträge befaſſen, dafür hält man 
in Schottland, wenigſtens die Fortſetzung der saving banks, die Banken 
nicht. Die eigentliche Bedeutung erlangt das Erſparte erſt, wenn es auf 
eine, dem Sparer nutzenbringende Art verwendet wird. Dieſem Ziele nähert 
man ſich in Schottland. Allein eine erhebliche Schranke hindert auch hier 
die völlig freie Verwendung, und zugleich eine Art des Nutzens, den ange⸗ 
ſammelte Capitalien bringen könnten. Das Geſetz verbietet auf indirectem 
Wege die Betheiligung der Deponenten als Actionaire der Banken, da es 
eine unbegrenzte Verantwortlichkeit für die Actionaire fefiftelt.*) Nur die 
Bank of Scotland, die Royal bank of Scotland und die British linen 
er company, fänmtlid in Edinburg, ſind incorporirte Anſtalten und genießen 
t. als ſolche des Privilegiums, daß der Antheilsinhaber nur bis zur Höhe 
ſeiner Einlage verantwortlich iſt. Dieſe eben genannten Banken ſind aber 
gerade die, welche am ſeltenſten die Depofiten der Sparer empfangen. Fiele 
er die Schranke, ſo würde eine allgemein nützliche Verwendbarkeit des angefammelten 
n Capitals mehr hergeſtellt, indem zunachſt das Stammcapſtal der Banken erhöht, 
n, die Solidität der Grundlage ausgedehnt und der ehemalige Sparer einen größeren 
Geminn von ſeiner Actieals von feinen Depoſiten ziehen würden;) Was ferner noch 


1 ) Diefer Grundſatz iſt bekanntlich in der letzten Parlamentsſeſſion erſchüt⸗ 
ie tert r und wird ſich vorausſichtlich Bu 0 5 8 23 
%%) Daß bei beſchränkter Verantwortlichkeit der Actionaire die nicht wohl⸗ 
habenden Klaſſen fich in großer Anzahl bei den Banken betheiligen, ergibt ſich 
aus einer in Carcy, the credit system etc. befindlichen Tafel, der die folgenden 
Zahlen entnommen ſind. In Portsmouth, in New⸗Hampfſhire vertheilten ſich 
. die 11,045 Actien der ſechs Etabliſſements unter Andern auch unter Frauen mit 
22438 Actien, Handwerker mit 673, Farmer und Ackersleute mit 1245, Aufſeher 
mit 630, Seeleute mit 434, Handler mit 191 u. ſ. w. Die Kaufleute erreichten 

mit 2038 noch nicht die Anzahl der von Frauen beſeſſenen Actien. — 
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vermieden würde, wäre; die Abſendung großer Maſſen von Depoſiten nach 
London, um dort in Conſols angelegt zu werden. Da ſehr erklärlicher 
Weiſe eine fo enorme Menge von Depofiten wie 30 Mill. und mehr & 
den Banken eine Laſt, und die Bezahlung der Zinſen oft ſchwierig ſein 
mußte, ſo ſahen ſich die Verwaltungen genöthigt, die ihnen gemachten Ein⸗ 
lagen durch Conſols zu decken. Im Jahre 1826 gewährten fie durchſchnitt⸗ 
lich 4%, 1830 nur nach 3 % und jetzt etwa 2¼ %; fie gewinnen alfo 
bei der Hinterlegung von Staatspapieren. Es iſt dieſe Art der Unterbrin⸗ 
gung keine zu lobende, und fie iſt bereits bei Gelegenheit der franzöſiſchen 
und preußiſchen Sparkaſſen gewürdigt. In dieſem Punkte ſtimmen die letz⸗ 
teren mit den Bankverwaltungen Schottlands überein. 

In den ſchottiſchen Banken zeigt ſich trotz aller Mängel, die ſie beſitzen, 
dennoch eine weitere Entwicklung, eine höhere Stufe des Sparweſens. Der 
Sparende iſt nicht mehr allein auf die Sparkaſſen angewieſen, die ihm ſein 
mühſam Erſpartes zu beliebigem Verbrauch zurückgibt, ſobald es eine nicht 
convenirende Höhe erreicht hat. Nur zu oft gehen die laugſam angeſam⸗ 
melten Summen in unproductiver Conſumtion unter, in anderen Fällen 
dienen ſie der Börſenſpeculation, und bringen alsdann ſelten die Erfolge, 
zu denen fie berufen fein könnten. Die ſchottiſchen Bankverwaltungen, indem 
ſie eine gewiſſe Fürſorge für ihre Clienten, die Sparer und Borger zugleich 
ſind, übernehmen, erinneren an den alten heimiſchen Gebrauch, wonach der 
Kleinere ſein Erübrigtes innerhalb ſeiner Stadt den ihm am ſicherſten ſchei⸗ 
nenden Größeren, gewöhnlich einem Kaufmann, zur Aufbewahrung gab. Es 
war dies eine Hülfe und bei großem Vertrauen zu dem Kaufmann konnte 
es eine ſehr erhebliche werden; denn er legte die empfangenen Summen in 
feinem Geſchafte an. Andererſeits erhielt aber auch der Deponent einen 
guten Zins, und konnte darauf rechnen, vom Depoſitar in etwaigen Fällen 
einen Vorſchuß zu erhalten. Wie oft noch jetzt dieſer Gebrauch geübt wird, 
das zu berechnen iſt wohl eine Unmöglichkeit; mit Beſtimmtheit kann aber 
behauptet werden, daß er ſich keineswegs verloren hat. Die Regierungen 
der meiſten Länder haben jedoch geglaubt, ihrerſeits Beſtimmungen aufzu⸗ 
ſtellen, nach denen öffentliche Anſtalten zu bilden ſind, welche an die Stelle 
der Einzelnen treten ſollen. Allein die Klage der Commiſſion der zweiten 
preußiſchen Kammer (zweiter Bericht der Commiſſion zur Unterſuchung 
der Geld⸗Credit⸗Inſtitute u. ſ. w. 1852) zeigt, wie wenig, in Preußen we⸗ 
nigſtens, das Intereſſe des Volks ſich den Sparkaſſen zuneigt. Glücklicherweiſe 
hat dieſelbe Commiſſion die naheliegende Klippe vermieden; ſie hat — im 
Princip — anerkannt, daß der Staat nicht berufen iſt, das Sparkaſſenweſen 
wie es in Frankreich der Fall iſt, unter feine Geſchäftszweige zu reihen. 


Das Staatsbudget der däniſchen Monarchie für 1854.55. 

Staatsbudgets enthalten allezeit ſo mannichfach Belehrendes und ſind in der 
Regel ein fo getreues Spiegelbild der äußeren und inneren Zuſtände eines Landes 
daß fie zur öffentlichen Beſprechuug vollkommen geeignet erſcheinen; in einem 
Handelsblatte wird eine derartige Erörterung auch deshalb am Platze ſein, weil 
die große Handelswelt weſentlich intereffirt fein muß, Kunde zu erlangen von der 
Zahlungsfähigkeit und den Creditverhältniſſen der Staaken. — Es ſoll hier, un⸗ 
ter Vorausſendung einiger hiſtoriſchen Bemerkungen, das gegenwärtig für die 
däniſche Monarchie geltende Budget für das Rechnungsjahr vom 1. April 1854 
bis zum letzten März 1855 in ſeinen Hauptpartien gegeben werden, wie es vor 
Kurzem in Kopenhagen publicirt worden iſt. — Vielleicht fteigert ſich die Nei; 
gung, Kenntniß von dieſem Budget zu nehmen, durch den Umſtand, daß es allem 
Anſcheine nach das letzte ſein wird, welches unter Mitwirkung und durch Be⸗ 
ſchlußfaſſungen conſtitutioneller Organe: des Volksthing und des Landthing, feſt⸗ 
geſtellt worden iſt; freilich beſchränkte ſich der Einfluß dieſer beiden Abtheilun⸗ 
gen des däniſchen Reichstages auf das eigentliche Königreich Dänemark; für die 
deutſchen Herzogthümer decretirt das däniſche Finanzminiſterium das Budget, 
den dort vorhandenen Provinzialſtänden wird eine Einwirkung auf dieſe Ange⸗ 
legenheit nicht eingeräumt; allein jenes daniſche Organ bietet für die allgemeine Beur⸗ 
theilung der däniſchen Finanzlage durch die Börſe, nicht minder für die richtige Feſt⸗ 
ſtellung des Thatſachlichen, Garantien dar, die in den Formen ein Vertrauen zu erwecken 
vermögen, das ſchwieriger zu gewinnen ift, wenn, unter Beſertigung ein er beſchlie⸗ 
ßenden ſtandiſchen Thätigkeit, ausſchließlich die Regierungsgewalt, den Nerv 
aller Dinge: die Finanzen, comprimirt und regulirt. In der däniſchen Monar⸗ 
hie befindet man ſich auf dem Wege zu ſolcher Beſeitigung. Die Gliederung 
in dem nur gegen zwei Millionen Einwohner umfaſſenden Lande iſt neuerdings 
eine ſo vielfache geworden, daß dort gegenwärtig ſieben Verfaſſungen beſtehen, 
1. für das Königreich, 2. für das Herzogthum Schleswig, 3. für das Herzog⸗ 
thum Holſtein, 4. für das Herzogthum Lauenburg, 5. für Island, 6. für die 
weſtindiſchen Colonjen, endlich 7. die Geſammtverfaſſung. Mit dieſer letzteren, 
die am 26. Juli d. erſchienen iſt um am 1. Sept. d. in Wirkſamkeit zu treten, läßt 
ſich die Verfaſſung des Königreichs nach dem Grundgeſetze von 1849 nicht ver: 
einigen; das eben erwähnte Geſetz muß daher einer Modiſication unterliegen und 
dem allgemeinen Nivellmungsplan ſich accomodiren. Nur das Grundgeſetz von 
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1849 verlieh aber dem Reichstage das Recht, das Budget zu votiren, die Ge⸗ 
ſammtverfaſſung hat den Reichstag beſchränkt auf die Berath ung des jähr⸗ 
lichen Geſammtbudgets, ohne daß die Staatsgewalt an dieſen Rath irgendwie 
gebunden wäre. Die ſchützenden Garantien der däniſchen Finanzen gehen alſo 
einer ſehr fühlbaren Schwächung entgegen und man kehrt in Finanzſachen zu⸗ 
rück zu den Zuſtänden des Abſolutismus, wie das Königsgeſetz von 1660 ſolchen 
ſanctionirt hatte. — Unter der Herrſchaft dieſes Geſetzes mußte Dänemark im 
Jahre 1813 einen Staatsbankerott über ſich ergehen laſſen und ſich tröſten mit 
der königl. Verheißung, daß ein jährliches Budget veröffentlicht werden ſolle. 
Dieſe Verheißung ging in Erfüllung — 1835. Nach 22 Jahren erſchien eine 
generelle Ueberſicht der Einnahmen und Ausgaben in einem Regierungsblatte; 
die damalige Finanzdeputation ließ ſolche aufſtellen, jeder mochte nach Belieben 
feine Kritik daran verſuchen; fie blieb wie fie geboren war; die berathenden 
Provinzialſtände hatten nichts darein zu reden. König Chriſtian VIII. glaubte 
1841 einen großen Schritt weiter zu gehen, indem er die jährliche Verkündigung 
eines bis in das kleinſte Detail ausgearbeiteten Budgets anordnete und zugleich 
ein f. g. Normal⸗Reglement veröffentlichte, welches die Ausgabe auf ein allmä⸗ 
lig zu erſtrebendes Minimum reducirte und zugleich die Einnahme auf eine be⸗ 
ſtimmte Summe fixirte. — Das Ausgabe⸗Minimum wies hin auf die Ziffer: 
13,276,580 Reichsbankthlr.; das Einnahme⸗Firum ergab: 15,642,900 Rbthlr.; 
beides für die geſammte Monarchie. Den Ständen ward keine Berathung, ge⸗ 
ſchweige eine Votirung des Budgets geſtattet; das Land ſollte ſich beruhigen bei 
dem wiederholt ausgeſprochenen königl. Worte: „Nun wollen wir alle ſparen 1% 
Die Folge dieses patriarchaliſchen Zurufs war: das Normal⸗Reglement blieb 
eine bloße Büreauarbeit voluminöſen Umfangs; die Ausgabe⸗Beſchränkung iſt 
nie, auch nur entfernt annähernd erreicht worden; nicht einmal das Budget 
wurde innegehalten, die Ausgabe überſchritt um Millionen die budgetmäßige Feſt⸗ 
ſtellung derſelben. Statt zu ſparen oder doch mit allen vorhandenen Mitteln 
auf Minderung der ſchweren Staatsſchuld Bedacht zu nehmen, ward die reich⸗ 
licher fließende Einnahme⸗Quelle der glücklichen Friedensjahre zu Depenfen be: 
nutzt, die keineswegs bleibende Anſtalten der öffentlichen Wohlfahrt zum Zweck 
ſondern oft genug die Förderung geſammtſtaatlicher Politit als Ziel vor Augen 
hatten. Es war eine halbe Maßregel: Oeffentlichkeit der Finanzverwaltung 
ohne conſtitutionelle Controle und Garantien; der Mißmuth fand hinreichende 
Nahrung in dem was gegeben wurde, um das Fehlende immer fülbarer zu em⸗ 
pfinden. 

Im Jahre 1813 betrug die gewaltſam reducirte Staatsſchuld 142 Mill. 
Reichsbankthlr.⸗Papier zum Cours von 400, d. h. 400 Thlr. Papier hatten den 
Werth von 100 Thlr. Silber. Die Activen beliefen ſich auf 27¼ Mill. Rbthlr. 
Mehrfache Anleihen führten zur Erhöhung der Schuld. Es betrug : 

die Staatsſchuld: 
Silber oder Zettel zum 
Paricours 
116,608,000 Thl. 
115,491,955 e 


Activen 
19,500,000 Röthlir. 
19,356,460 „ 
19,462,362 „ 


Im Jahre 1841. 
1. Januar 1842 9). 
1843... . 114,194,806 


* 
1844... . 112,619,154 „ 19,437,793 „ 
1845... . 110,750,306 „ 18,845,371 „ 
1846... . 108,835,738 „ 18,568,062 „ 
1847... . 106,314,520 „ 19,138,110 „ 
1848... 105,000, „ 21,500,000 „ 


Reſervefond 6½ Millionen „ 
Der Krieg, den die Politik des März⸗Miniſteriums veranlaßte, brachte neue 
Schulden. Gegenwärtig: 1854 iſt die Staatsſchuld geſteigert auf: 127 
Millionen, die Activen find vermindert auf 9,000,000 Rbthlr., der Reſerve⸗ 
ond iſt auf 2½ Million herabgedrückt. 
Demnach iſt gegen 1848 eine Verſchlechterung um 38 bis 39 Mill. Abthlr. 
eingetreten. 


Die jährlichen Budgets und die Rechnungsablagen (wirkliche Einnahmen 
und Ausgaben) gaben ſeit 1841 folgende Zahlen: 
Einnahme. Ausgabe, 
Budget RNechnungsablage Budget Rechnungsablage 
Rbthlr. Rbthlr. Rbthlr. Rbthlr. 
18414 15,455,000 16,169,171 14,752,879 15,860,721 
1812 15,287,190 15,946,361 14,952,457 16.193,620 
1843 15,897,800 16,735,143 15,617,792 16,430,580 
1844 15,767,167 17,512,962 15,620,767 16,362,793 
1845 15,844,869 17,369,010 15,538,006 17,066,340 
1846 16,008,440 18,502,961 15,935,035 17,862,034 
1847 16,293,630 17,916,164 15,928,932 17,413,071 
1848 16,709,285 16,686,502 
In den Kriegsjahren 18481850 laſſen ſich in Folge der natürlichen, 


übrigens den Landesrechten der Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein entſprechenden 
Trennung der Finanzen die Ziffern getrennt angeben. Die oben für 1848 an⸗ 
geführten Zahlen ſind nur auf dem Papier geblieben. 

) Nun eiſt trat eine allmälige Verminderung ein. 


Im Königreich: 
Einnahme 
Rbthlr. 
11,052,990 
10,235,911 


Ausgabe 
Rbthlr. 
21,318,901 

Deficit 

Zur Deckung Engliſche Anleihe ge⸗ 

macht von 800,000 = 7 Mill. Rbthlr. 
und Kriegsſteuer — 5 Mill. Rbthlr. 

1850 22,871,182 


9,888,817 


12,982,365 
Deficit 
Zur Deckung neue Engliſche Anleihe 
gemacht zu 6 Mill. Rbthlr. und Kriegs⸗ 
ſteuer von 5,274,000 Rbthlr. 
EHEN „ „ e e 
Deficit. 
Theilweiſe gedeckt durch eine Kriegs⸗ 
ſteuer = 1,102,000 Rbthlr. 
185 DRAN. . E. - e. rdf 
Deficit . 
Gedeckt durch theilweiſe Verwen⸗ 
dung des Caſſebehalts und eine neue 
Anleihe von 1,358,000 Rbthlr. zu 5 %, 
In den Herzogthümern Schleswig- Holftein: 
1848 10,401,398 


15,092,362 
1,718,913 


13,378,449 


19,106,338 
2,049,619 


17,056,719 


r 7,116,526 
Ueberſchus 
Le ee e 


Ueberſchuß 


3,284,871 
11,303,625 
1,610,738 
10,509,732 
1,197,345 


12,914,463 


11,707,077 
Ueberſchuß 
Die Staatsſchuld der Herzogthümer, 
contrahirt durch inländiſche Anleihen, 
betrug Ende 1850: 10,063,461 Rbthlr., 
bekanntlich iſt ſolche durch das däniſche 
Finanzminiſterium annullirt. Außerdem 
waren Caſſenſcheine ausgegeben für 
2 Mill. Rbthlr, welche das Herzogth. 
Holſtein allein einzulöſen hat. Die 
Activen beſtanden in 4,069,936 Rbthlr. 
1851 für die Herzogthümer fehlen 
zuverläſſüüge Nachrichten; die Ueber⸗ 
ſchüſſe fließen in däniſche Caſſen. 
1852 Schleswig 


3,321,430 2,874, 876 


ů—ͤ— — 2 


a 4 


446,550 


Rbthlr. nach Copenhagen. 
Holten e e N 
Behalt....... 

Unter den Ausgaben befinden ſich 
976,000 Rbthlr. Zinſen für däniſche Ob⸗ 
ligationen, 400,000 Rbthlr. zur Tilgung 
einer Anleihe, 1,050,000 Rbthlr. für 
däniſche Truppen, außerdem Beiträge 
zur Civilliſte, Apanagen, Penſionen. 

Mit dem Jahre 1853 fließen die Finanzen wieder zuſammen; die Zoll: und 
Poſteinheit iſt hergeſtellt, des Geſammtſtaat vorbereitet durch das Londoner 
Protocoll und Entſchließung dee deutſchen Bundes. Das Staatsbudget, auf 
dieſe Präliminarien ſich ſtützend, eilt der Geſammtverfaſſung voraus; es erſchſen 
am 2. Sept. 1853, beſtimmt für die Periode vom 1. April 1853 bis zum 31, 
März 1854. 

An die Spitze wird eine Vergleichung geſtellt mit dem Jahre 1848, dem 
etzten vor dem Kriege. Die Aus gabe für die Geſammtmonarchie iſt ge⸗ 
wachſen von 16,686,502 Rbthlr. auf 20,985,744 Rbthlr. Zur Erläuterung 
dieſer beträchtlichen Steigerung von 4½ Mill. wird hingewieſen auf den Um⸗ 
ſtand, daß im Budget für 1848 die Ausbezahlungen auf die ſchwebende Staats⸗ 
ſchuld mit 1,300,000 Rbthlr gar nicht in Anſchlag gebracht worden, daß die 
Staatsſchuld, ſelbſt nach Abzug dieſes Verſurpoſtens 800,000 Rbthlr. jährlich mehr 
erfordert, daß Landetat, Marine und Penſionen 1,650,000 Rbthlr. mehr erheiſchen 
als im Jahre 1848; die ſonſtige Mehrausgabe gründe ſich auf die veränderten 
Verhältniſſe im allgemeinen und ſei theils eine Folge der durchgeführten Tren⸗ 
nung der Verwaltung des Herzogthums Schleswig von derjenigen des Herzog⸗ 
thums Holſtein. 

Die Einnahmen find geſtiegen von 16,709,285 Rbthlr. auf 21,587,296 
Rbthlr. ſowohl durch die Einbezahlungen auf die ſchwebende Staatsſchuld, als 
durch Aufnahme der Zinſen und Abträge auf die Staatsactiven mit 500,000 
Rbthlr.; insbeſondere aber durch Erhöhung der Einnahme vom Sund zol 
um 142,000 Rbthr., Steigerung der indirecten und directen Steuern, der Stem⸗ 


5,741,473 5,020,943 
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pelpapier⸗, Erbſchafts⸗ und Eigenthumsübertragungs⸗Abgaben und Einziehung 
der contanten Behalte aus den Herzogthümern um 3,258,000 Rbthlr. Geringere 
Einnahmen haben die Colonien geliefert 90,000 Rbthlr., die Lottointraden 
141,000 Rbthlr., die Poſtintraden 228,000 Rbthlr. 


Bei Zuſammenhaltung der allgemeinen Einnahmen 13,063,422 Rbthlr. und 
der Ausgaben 16,965,858 Rbthlr. für die ganze Monarchie, ergibt ſich eine 
Unterbalance von 3,902,435 Rbthl., welche aus den beſonderen Einnahmen der 
verſchiedenen Landestheile zu decken war. Der Ueberſchuß von Lauenburg wird, 
in Uebereinſtimmung mit dem Gebrauche vor 1848, als eine geſammte gemein⸗ 
ſchaftliche Einnahme für die ganze Monarchie aufgeführt. Dies Herzogthum 
bringt ein durch Domänen, Steuern und Abgaben, Elbzoll und Tranſitzoll 
535.816 Mbthlr., die Verwaltung koſtet 227,545 Rbthlr, der Ueberſchuß beträgt 
308,271 Rbthlr. Zur ferneren Deckung des Deficits von 3,900,000 Rbthlr. hat 
Dänemark beizutragen nach dem Verhältniß von 2,340,000 Rbthlr., die 
Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein / mit 1.500000 Rbthlr. Für die deutſchen 
Lande wird in dem Bericht des Finanzminiſterium jedenfalls eine Unterbalance 
von 635,000 Mbthlr. in Ausſicht geſtellt und auch im Königreich werden die be⸗ 
ſtehenden Steuern und Abgaben nicht hinlänglich ſein, wenn die Ausgaben für 
das Land⸗ und Seevertheidigungsweſen in einem einigermaßen bedeutenden Grade 
vermehrt werden ſollten. 


Letzteres iſt geſchehen und im Jahre 1853/54 das Deficit demnach nicht 
gedeckt worden, wie die Rechnungsablage näher ergeben wird. Für das Jahr 
1854/55 wird dies ebenſowenig der Fall fein. Das vor Kurzem veröffentlichte 
Staatsbudget für 1854/55 berechnet: 


die Ausgaben für die Geſammtmonarchie zu. 
die Einnahmen „ 7 „ 
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13,796,912 „ 
das Deficit z 3,756,637 v 


Die Ausgaben ſind im Vergleich zum vorigen Jahre erhoht um 587,689 
Rbthlr., durch Erhöhung der Apanagen, die Entſchädigung an die Plantagen⸗ 
beſitzer in Weſtindien für die Sclaven⸗Emancipation 184,500 Rbthlr., vermehrte 
Koſten für die Landarmee und die Marine mit 509,500 Rbthlr. Erſparniſſe 
konnten eintreten in dem Penſionsconto und einigen anderen Branchen mit 
193.800 Rbthlr. Die gemein ſamen Ausgaben beſtehen in folgendem: 


Rbthlr. Mbthlr. 
1. Die Civilliſte des Königg gs. 800,000 
2. Die Apanagen des Königshauſe s. . 360,360 
3. Der geheime Staatsrat n 
4. Zinſen und Abtrag auf die Staatsſchuld. 5,434,700 
5. Die Penſione 3 d eee 1,527,000 
6. Auswärtiges Miniſterium rennen r 230,600 
7. Kriegsminiſterium e ee ee Tor 4,638,557 
8. Marineminiſterium r 1,919,411 
9. Finanzminiſteriunn nn... 424,715 
10. Verſchiedene und außerordentliche Ausgaben 148,904 
17,553,548 
Die gemeinſamen Einnahmen ſind folgende: 

1. Ueberſchuß von den Domänen RT 
5 " „ dem Herzogthum Lauenburg 304,961 
„ „ den Weſtindiſchen Inſenn 9,452 

- Zinſen und Abtrag auf die Ackiven.......... ꝗ . 1,472,558 
5. Sund⸗ und Kanal zoll e 2,115,400 
6. Ueberſchuß der indirecten Steuern ARE 6,538,700 
Teen U: von der Poft...»--erreeenenennnenn 22,936 
8. Claſſenlotter is 8 50,000 
9. Verſchiedene Einnahmen.. 277,890 
10. Einzahlungen auf die ſchwebende Schuld 1,300,000 

13,796,912 


Die Vermehrung der Einnahmen beträgt 533,000 Rbthlr., und iſt bewirkt 
durch Verkäufe von Domainengütern, welche die Abträge auf die Activen geſtei⸗ 
gert haben (alſo Verminderung der Substanz), durch Wachſen der Zolleinnahmen 
und der Domänenüberſchüſſe in den Herzogthümern. Die Domänen in der däni⸗ 
ſchen Monarchie ſind in ganz anderer Lage, als in den meiſten deutſchen Staa⸗ 
ten, fie find unbeſtritten Staatsgut, während der Monarch eine Civilliſte bezieht; 
dennoch aber kann es ſehr zweifelhaft ſein, ob der ununterbrochene Verkauf der 
Domainen eine richtige finanzielle Maßregel iſt. Der Sundzoll iſt nach einer 
fünfjährigen Durchſchnittsberechnung 24,000 Rbthlr. niedriger calculirt; für Frie⸗ 
denszeiten ohne Frage zu niedrig. Poſt und Lotto warfen 62,500 Rbthlr. wer 
rnige ab, letzteres in Folge der Aufhebung der Zahlenlotterie. 


* 
17,553,548 R501 


Beſondere Ausgaben für das Königreich. 


Rbthir. Rbthlr. 
1. Der Reichstags „ e ed 60,000 
2. Miniſterium des Innerr n.. 1,190,443 
3. Juſtizminiſterium̃nrnnnn en 950335 
4. Cultus min iſteriuꝶꝶnnn --0e Henn eanann 225,793 
5. Kriegsminiſte rium . ee 48,500 
6. Marineminiſteriu mn 4 4,900 
7. Finanzminiſter ue 122,000 
8. Außerordentliche Ausgaben. 646,301 
9. Zinſen der Staatsſchuld (beſendere däniſche Schuld); 51,300 
10. Zuſchuß zu den gemeinſamen Ausgaben 2,253,982 
5,105,056 
Beſondere Einnahmen des Königreichs. 
Dirsete Steite mm 3 3,812,313 
2. Indirecte Steuererrnn . 1,099,300 
3. Einnahmen von Islann .. 27,629 
4. Perſchiedene Einnahmen. 151,600 
5,090,842 
Deficit.... 14,214 
Beſondere Ausgaben für Schleswig. 
ae tere dee. nane anne nenne . . . 681,070 
2. Gemeinſame mit Holſteinn nn. 47,125 
3. Zuſchuß zu den gemeinſamen Aus gab. der Monarchie 638,628 
1,366,628 
Befondere Einnahmen für Schleswig. 
1. Directe Steuern b. d Se ee 978,780 
ieee „„ 188,150 
3. Verſchiedene Einnahmen... nn 68,100 
1,235,030 
Deficit . 131,892 


Der Caſſebehalt von 1851 iſt zu Kriegsentſchädigungen verwendet. 
Beſondere Ausgaben für Holſtein. 


1. Das Holftein. und Lauenb. Minifterium - -. - - . 767,580 
2. Gemeinſame Ausgaben mit Schleswig 48,325 
3. Zuſchuß zu den gemeinſamen Ausgaben der Monarchie 864,026 
1,679,932 
Beſondere Einnahmen für Holſtein. 
1. Directe Steuern.. En . 1,037,990 
777 ͤ²˙¹w 1 lessın singelageleiugg r 291,000 
3. Verſchiedene Einnahmen. TR 432,204 
1,761,194 
Weberfäyuß.. - 81,262 
Außerdem hat das Herzogthum Holſtein zur Einlöſung der Kaf- 
ſenanweiſungen als erſte Rate in dieſem Jahre aufzubringen 240,000 
Der Ueberſchuß verwandelt ſich demnach in ein Deficit... 159,000 


Der Caſſebehalt von 1852 iſt verzehrt. 
Dem ſtets wiederkehrenden Deficit begegnet man auch bei Zuſammenſtellung 
der Hauptpöſte: 


Einnahmen: Gemeinſam ee Si 13,796,912 
befondere für das Königreich. 5,090,842 
1 „ Schleswig 1,235,030 
u „ Holſtein 1,761,194 
21,883,978 
Ausgaben: Gemeinſane 17,553,548 
befondere für das Königreich.... 2,851,074 
7 „Schleswig 728,295 
„ „oe 1,920,000 
22,107,822 
Deficit. 213,845 


Von dem Finanzminiſter wird ſchließlich bemerkt, daß die Miniſterien des 
Kriegs und der Marine wegen der gegenwärtigen Kriegsverhältniſſe zu mannich⸗ 
fachen Ausrüſtungen und Veranſtaltungen ermächtigt ſeien, die bedeutende Sum⸗ 
men über das Budget hinaus erfordern würden, und daß moͤglicherweiſe im jetzigen 
Kriegszuſtande in der Oſtſee die Sundzolleinnahme ſich ſeyr erheblich vermindern 
würde. Oeffentliche Blätter haben dieſe Verminderung für dies Jahr ſchon auf 
ca. 800,000 Rbthlr. veranſchlagt. Die budgetmäßige Unterbalance wird ſich dem⸗ 
nach in einem ſehr beträchtlichen Grade ſteigern. Der zuletzt verſammelte Reichs⸗ 
tag fühlte ſich gedrungen, die Ueberzeugung auszusprechen, daß die finanzielle 
Lage der Monarchie die ernſthafteſten Betrachtungen hervorrufen müſſe, un 
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harmonirte keineswegs mit dem Finanzminiſter, der den König in der Eröffnungs⸗ 
rede hatte ſagen laſſen: „Der Zuſtand der Finanzen iſt ein beruhigender.“ Dffen- 
bar überfteigt der Zuſchnitt der Verwaltung die Kräfte des Haushals; von der 
Ausgabenſumme, gleich 22 Millionen, nehmen allein die Staatsſchuld, die Pen⸗ 
ſionen, die Miniſterien des Auswärtigen, des Kriegs und der Marine gegen 16 
Millionen (15,799,868) hinweg, in einem Staate von nicht 2 Millionen Ange⸗ 
hörigen. Das Gefährlichſte aber bleibt, daß hinſichtlich der 17½ Millionen ge⸗ 
meinſamer Ausgaben und Einnahmen nach der neuen Geſammtverfaſſung jede 
beſchließende ſtändiſche Controle wegfällt, — nur das Specialbudget für jeden 
Landes theil wird von jeden Einzelftänden votirt werden, indeſſen nicht einmal die 
Zuſchußſumme zu den gemeinſamen Ausgaben. Die däniſche Monarchie tritt 
demnach für den weit überwiegenden Theil des Staatsbudgets heraus aus der 
Reihe conſtitutioneller Staaten und büßt die Garantien ein, die verfaſſungsmäßig 
in ſolchen gegeben ſind. 


Ueber gewerbliche Erfindungen und Patentgeſetze. 
(Dritter Artikel.) 

Eine der ſchwierigſten und wichtigſten Fragen des Patentweſens bildet die 
vorgängige Prüfung. Jedes Patent ſchafft auf Koſten der Geſammtheit 
ein Monopol zu Gunſten eines Einzelnen: des wirklichen oder angeblichen Er⸗ 
finders. Je weniger ein ſolches Monopol mit dem liberalen Geiſt der modernen 
Handels- und Gewerbegeſetzgebungen harmonirt, deſto mehr kann der Nachweis feiner 
ausnahmsweiſen Berechtigung gefordert werden. Nur fragt es ſich: Soll er 
der Patentertheilung vorangehen, d. h. ſoll die Regierung erſt prüfen, ob 
wirklich eine patentirungswerthe Erfindung vorliege? oder ſoll ſie — nach dem 
bekannten Fechtgrundſatze: daß Jedermann für ehrlich gehalten, bis nicht ſeine 
Unehrlichkeit erwieſen wird — dies dem Patentſuchenden aufs Wort glauben, 
und es denjenigen welche das Patent für unberechtigt halten, überlaſſen, hinter⸗ 
her deſſen Gültigkeit auf gerichtlichem Wege anzufechten. 

Die Geſetzgebung antwortet da in dem einen, dort in dem anderen Sinne. 
Man begreift leicht, daß in Deutſchland die erſte Anſchauungsweiſe vorwiegt; 
denn ſie gibt der Regierung großere Befugniſſe gegenüber dem Patentſuchenden, 
und entſpricht mehr den Ideen des Schutzes und der Bevormundung welche die 
deutſchen Regierungen auch den Conſumenten zu ſchulden glauben. Das preu⸗ 
ßiſche Pateutgeſetz verfügt daher, daß die Provinzialregierung, bei welcher ein 
Patentgeſuch eingereicht wird, die fragliche Erfindung oder Verbeſſerung durch 
Sachverſtandige prüfen läßt und das Ergebniß der Prüfung an den Finanzmi⸗ 
niſter ſchickt, der danach uber Gewährung oder Verweigerung des Patents ent⸗ 
ſcheidet. Ein ſpäterer Zuſatzartjkel weiſt jene Prüfung der königl. Jnduſtrie⸗ 
commiſſion zu. Nach dem hannoverſchen Induſtriegeſetz läßt fie der Minijter 
des Innern von Sachverſtändigen vornehmen und entſcheidet darnach über Ge⸗ 
währung oder Verweigerung des Patents. Aehnliche Verfügungen finden wir 
in Sachſen und in den meiſten kleineren Staaten Deutſchlands. 

Sie ſtehen aber mit dieſer Beſtimmung keineswegs vereinzelt da. Dieſelbe 
findet ſich auch in mehren nicht deutſchen Patentgeſetzen wieder. So hat z. B. 
in Holland die Regierung jedes Patentgeſuch zu prüfen und kann ſie über daſſelbe 
auch das Gutachten von Fachmännern und wiſſenſchaftlichen Autoritäten einholen. 
In Sardinen wird daffelbe ſogar zuerſt an die Gewerbs⸗ und Handelskammer 
zur Begutachtung geſchickt, die Bemerkungen derſelben dann vom Staatsrath 
geprüft und das Ergebniß ſeiner Prüfung dem Konig unterbreitet, der endgültig 
über das Schickſal des Patentgeſuches entſcheidet. Im Kirchenſtaat entſcheidet 
die vorgängige Prüfung nicht nur über Gewährung oder Verweigerung, des Pa⸗ 
tents, ſondern im erſten Falle auch noch über die Dauer auf welche es ertheilt 
werden und ob es im ganzen Reſch oder nur in einem Theile deſſelben gelten 
ſoll. Am überraſchendſten iſt es wohl, der vorgängigen Prüfung auch in dem 
nordamerikaniſchen Patentgeſetz vom 4. Juli 1836 zu begegnen. Die Prüfung 
und Entſcheidung ſtehet hier dem Patentcommiſſar zu; falls der Patentſuchende 
ſich deſſen abweiſendem Urtheie nicht fügen will, wird die Entſcheidung einem 
aus drei Sachverſtändigen zuſammengeſetzten Büreau übertragen. 

Indeß haben ſchon mehre ältere Geſetze die vorgängige Prüfung abgelehnt; 
ſo z. B. das ſpauiſche vom 27. März 1826, das ſiziliſche vom 2. März 1810, 
das ſchwediſche vom 13. Decbr. 1834, das portugieſiſche vom 16. Januar 1837, 
das ruſſiſche vom 22. Nov. 1833. Alle feit einem Jahrzehnt gebrachten Patent⸗ 
geſetze (mit Ausnahme des ſchon erwähnten hannoverſchen von 1847) verwerfen 
ſie entſchieden, nämlich das franzöſiſche vom 5. Juli 1844, das bairiſche vom 
10. Februar 1848, das öſterreichiſche vom 15. Aug. 1852, das engliſche vom 1. 
Octbr, 1852 und das belgiſche vom 24. Mai 1854. Es haben ſich wohl aus 
den älteren Patentgeſetzen und aus der allgemeinen adminiſtrativen Prozedur der 
betreffenden Länder manche Formlichkeiten auch in die neuen Patentgeſetze mit 
hinübergeſchleppt, die namentlich in England ziemlich läſtig und hemmend ſind 
und beinahe einer vorgängigen Prüfung gleichkommen; im Allgemeinen wird je⸗ 
doch der Grundſatz feſtgehalten, daß die Regierung keine Prüfung des Pa⸗ 
tentobjects vornimmt, vielmehr dem Bittſteller aufs Wort glaubt, daß er eine 


neue Erfindung oder Verbeſſerung gemacht hat, und ihm darauf hin das Patent 
ertheilt wird. Nicht einmal der Eid oder die eideskräftige Erklärung welche in g 
Nordamerika neben der amtlichen Prüfung des Patentobjekts noch vom Bittſteller ui 
übrigens verlangt wird: daß er wirklich der Urheber der zu patentirenden Er⸗ de 
findung zu ſein glaubt, wird in irgend einem dieſer Staaten gefordert. Es wäre dies u 
übrigens kaum möglich; denn wir haben ſchon im vorigen Artikel geſehen, daß mehre n 
europäiſche Geſetze gar nicht den Erfinder, ſondern die Erfindung paten⸗ d 
tiren, und nicht darnach fragen, ob der Patentnehmer auch wirklich der Urhe⸗ d 
ber iſt, oder ob er ſie nur zuerſt ausbeuten und ins Publicum bringen will. 

Es läßt ſich gegen dieſe Leichtigkeit der Patenterlangung manches einwenden, 
vom rechtlichen ſowohl als vom praktiſchen Standpunkt aus. Da jedes Patent 
die allgemeine Gewerbefreiheit in einem gewiſſen Punkte beſchränkt, ſo konnte 
man den vorgängigen Rechtsnachweis für dieſe Beſchränkung fordern; ſie von 
vornherein unbedingt zulaſſen und demjenigen, der ſich durch fie ungerechterweiſe 
beeinträcheigt glaubt, die Mühen und Koſten der Klagführung aufzubürden, ſcheint 
eine Umkehr des gewöhnlichen Rechtsverfahrens. Ju praktiſcher Beziehung wird 
durch die leichte Patenterlangung dem Charlatanismus Vorſchub geleiſtet. Man 
ſagt freilich: wenn eine Erfindung werthlos, ſo wird das Publicum ſie bald ge⸗ 
richtet haben und der Patentnehmer um ſeine Mühe und Auslagen kommen. Aber 
viele Gewerbtreibende nehmen Patente für ganz unbedeutende Erfindungen oder 
Verbeſſerungen, nicht des unmittelbaren Gewinns wegen, den ſie aus den Erfin⸗ 
dungen ſelbſt zu ziehen hofften, ſondern um ſich den Titel „patentirter Erfinder“ 
beilegen zu können, der ihnen in den Augen der Menge einen gewiſſen Nimbus 
verleihet und ihnen einen bedeutenden Vortheil über ihre vielleicht geſchickteren, 
jedoch beſcheideneren Concurrenten ſichert. Mehre Staaten fuchen dieſem Uebel 
dadurch abzuhelfen, daß ſie den Patentirten die Pflicht auflegen, bei jeder öffent⸗ 
lichen Erwähnung ihres Patentes anzugeben, daß es ohne Unterſuchung ausge: 
folgt worden, und in der Thatſache der Patentirung alfo noch keineswegs eine offi⸗ 
zielle Garantie für die Vortrefflichkeit des Patentobjekts liege. Aber erſtens 
verſteht die große Maſſe dieſen Vorbehalt nicht; zweitens iſt es leicht ihn zu 
umgehen. In Frankreich und Belgien z. B. muß jedes Patentobjekt und jede 
öffentliche Anzeige eines ſolchen neben dem Wort „breveté“ die Formel „sans 
garantie de gouvernement“ enthalten. Ich habe dieſe Formel noch nie völlig 
ausgeſchrieben geſehen, fie wird immer auf die Anfangsbuchſtaben „s. g. d g.“ 
reduzirt, und die Patentirten deuten nach Befinden das erſte „s.“ als sans 
(ohne) oder als sous (unter Regierungsgarantie). 

Trotzdem möchten wir uns entſchieden geg en die vorgängige Prüfung aus⸗ 
ſprechen, weil wir weder den Verwaltungsbehörden noch den wiſſenſchaftlichen 
Autoritäten oder Sachverſtändigen, bei denen ſie ſich Rath erholen mögen, die Be⸗ 
fähigung zutrauen, eine neue Erfindung die erſt ausgeführt werden ſol!, richtig 
würdigen zu können. Wir wollen, ganz abgeſehen von der Parteilichkeit, d. h. 
ven dem wifſentlich falſchen Urtheil, daß z. B. eine Akademie die Erfindung 
verdammen wird, weil fie nicht von ihr ausgegangen, eine Gewerbs- und Han⸗ 
delskammer, weil ſie den Erwerb ihrer Mitglieder zu beeinträchtigen droht. 
Aber ſelbſt beim reinſten Willen und mit dem lauterſten Gewiſſen, werden ſie 
nicht immer ein richtiges Urtheil abgeben können. Als Franklin am 21. Novbr, 
1783 in Verſailles der erſten Luftfahrt von P. des Rosiers beiwohnte und von 
ſeinem Nachbar gefragt wurde: was die Erfindung bedeute! entgegnete er mit 
der Frage: was bedeutet das neugeborne Kind? Es läßt ſich kaum eine große 
Erfindung nennen, wo nicht beim erſten Auftauchen derſelben ihre abſolute Un⸗ 
möglichkeit von „Gelehrten“ und „Sachverſtändigen“ mit mathematiſcher Evidenz 
wäre nachgewieſen und ſo lange für erwieſen gehalten worden, bis die Wirklich⸗ 
keit die gelehrte und ſachverſtändige Unmöglichkeitsevidenz über den Haufen 
warf, oder um nur ein concretes Beiſpiel anzuführen: iſt nicht der Marquis 
Jouffror mit feinem Lyoner Dampfſchiff 1784 von der erſten wiſſenſchaftlichen 
Autorität der Welt, von der Pariſer Akademie, als Träumer abgewieſen? iſt 
nicht zwanzig Jahre nachher Fulton von dem erſten praktiſchen Genie der Neu⸗ 
zeit, von Napoleon J., als Charlatan weggeſchickt worden? Wie beſchämt mußte 
ſich hinterher die Akademie in ihrer Allweisheit fühlen, als der „Traum“ in der 
neuen Welt verwirklicht wurde; wie mußte Napoleon die Abweisung des „Char⸗ 
latans“ bedauern, als er auf der unfreiwilligen Reiſe nach St. Helena den vom 
Dampf getriebenen „Fulton“ an ſich vorüberbrauſen ſah. 

Eben die großartigen Erfindungen, welche beſtimmt ſind, epochemachend in 
das Verkehrsleben einzugreifen, würden am meiſten unter der ofieſellen Prü⸗ 
fungsweisheit leiden. Wir mögen aber viel lieber hundert werthloſe Erfindungen 
wegen Mangel einer amtlichen Prüfung patentirt, als eine werthvolle Erfindung 
durch die Unfähigkeit der Prüfungsbehörde unterdrückt ſehen. Uebrigens geſtehen 
die Regierungen, welche eine vorgängige Prüfung des Patentobjectes unterneh- 
men, ſelbſt deren Unzulänglichkeit ein, indem ſie hinterher doch weder die Neu⸗ 
heit noch die Nützlichkeit des patentirten Gegenſtandes oder die Berechtigung 
des Bittſtellers garantiren, und Jedermann die gerichtliche Anfechtung derſelben 
freiſtellen. Die officielle Prüfung bietet alſo weder dem Publikum noch dem 
Patentnehmer irgend einen wirklichen Schutz oder Vortheil, und kann nur die 
eine Folge haben: der Willkür oder Unwiſſenheit der Verwaltungsorgane freien 
Spielraum zu laſſen, und dagegen den Erfindungsgeiſt in der Offenbarung ſeiner 
Thätigkeit zu lähmen. 
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und dadurch allgemein bekannt würde. Eben in Folge der Prüfung hat ſich 
das Publicum gewöhnt, das Patent als ein officielles Zeugniß der außerordent⸗ 
lichen Fähigkeit des Patentirten und der beſondern Vollendung ſeiner Erzeug⸗ 
niſſe zu betrachten. Wird die Prüfung aber überall abgeſchafft, ſo wird auch 
das Publicum bald im Patent nichts anderes ſehen, als die amtliche Erklärung ı 
daß Jemand eine Erfindung gemacht zu haben behauptet, die er im Verkehrs⸗ 
wege ausbeuten will, und über welche die Betheiligten ſelbſt zu urtheilen haben. 
Hingegen ſcheint uns der obenerwähnten rechtlich en Schwierigkeit am beſten 
durch das engliſche Geſetz begegnet, welches zwiſchen dem Patentgeſuch und der 
endgültigen Patentertheilung ein Interim läßt, wo jeder Betheiligte gegen die 
Patentirung proteſtiren und ſie eventualiter hintertreiben kann. Die entgegen⸗ 
ſtehende Beſtimmung z. B. des belgiſchen Geſetzes, wonach das Patent ſofort in 
Gültigkeit tritt, und der Beeinträchtigte nur hinterher auf gerichtlichem Wege 
deſſen Anullirung nachſuchen und erreichen kann, dürfte wohl ein zuweitgehendes 
Zugeſtändniß fein, welches den Paten tnehmer auf Koſten anderer berechtigter In⸗ 
tereſſen begünſtigt. 

Die Nichtprüfung, wie ſie mehre ältere und die meiſten neuen Geſetze decre⸗ 
tiren, iſt jedoch nicht überall im abſoluten Sinne zu verſtehen. So erwähnten 
wir z. B. ſchon im 2. Artikel die Beſtimmung des öſterreichiſchen und des frau⸗ 
ſiſchen Geſetzes, wonach Lebensmittel, Medicamente und Finanzoperationen nicht 
patentirbar ſind. Die Behörde muß alſo, ehe ſie einem Patentgeſuch willfahrt, 
ſchon den Gegenſtand deſſelben näher anſehen. Doch dies kann allerdings 
ohne eigentliche Prüfung des Patentobjects, nach bloßer Erwägung des allge⸗ 
meinen Titels, welchen der Patentirte ſeiner Erſindung gibt, geſchehen. Mehrere 
Geſetze ertheiten aber der Behörde die Befugniß, das Patent zu verweigern, 
wenn die Erfindung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit, Geſundheit oder der Moral 
nachtheilig ſcheint. Hier iſt offenbar die nähere Prüfung und Beurtheilung un⸗ 
erläßlich. Bei aller zarten Rückſicht für die genannten Güter ſcheint uns doch 
dieſe ihnen zuljebe conſtatirte Ausnahme von dem Nichtprüfungsgrundſatz unzu⸗ 
läſſig. Eben wo es ſich um Berückſichtigung von Staats intereſſen handelt, 
wird die Behörde ſelten unparteiiſch richten, und eher durch ein Uebermaß der 
Strenge als der Nachgibigkeit ſündigen. Wäre heute das Pulver oder die Buch⸗ 
druckerei zu erfinden: ſo mancher Staat würde die Erfindung unterdrücken, weil 
erſtere der „Ruhe und Sicherheit,“ die andere durch Verbreitung „ſchlechter! 
Bücher der Moral gefährlich werden kann. Wenn die Privaten ſich in die Nicht⸗ 
prüfung fügen, und wegen etwaiger Beeinträchtigung ſich mit der Befugniß der 
hinterherigen Klageführung begnügen müſſen, ſo kann auch der Staat, über deſſen 
Intereſſen ja ein Heer von Staatsanwälten und anderen Beamten wacht, ſich 
hierbei beruhigen. Wie im engliſchen und belgiſchen Geſetz ſollte daher überall 
von vornherein jede Erfindung patentirbar ſein. Scheint ſie hinterher dem 
Staatsanwalt mit der öffentlichen Ruhe u. dergl. unverträglich, fo ſtehet auch 
ihm der gerichtliche Weg der Klage offen. Der Patentirte, welcher durch Aus⸗ 
übung ſeiner Erfindung die Ruhe und Sicherheit des Staats, die öffentliche 
Moral und Geſundheit gefährdet, unterliegt natürlich denſelben Strafen, als 
wenn er dies Vergehen mit alten nichtpatentirten Mitteln beginge. 

Indem die Behörde auf die vorgängige Prüfung verzichtet, und den Bitt⸗ 
ſteller auf Treue und Glauben das nachgeſuchte Patent verabfolgt, wird es für 
ihn umſomehr zur Ehren⸗ und Rechtepflicht: ehrlich zu Werke zu gehen, und 
in der Specification, welche er dem Patentgeſuche beizufügen hat, fein Erfin⸗ 
dungsgeheimniß mit allen Ausführungsmitteln genau und wahrheitsgetreu zu 
veſchreiben. Dieſe Forderung iſt fo natürlich, daß ihre nähere Begründung wohl 
unndtbig iſt. Wir werden im 5. Artikel ſehen, daß faſt nach allen Patentge⸗ 
ſetzen eine Ungenauigkeit der Specification, wenn ſie hinterher entdeckt wird, das 
Erlöfchen des Patents nach ſich zieht. Minder klar ſcheint man ſich aber noch 
über eine andere Verpflichtung geworden zu ſein, die unſeres Erachtens mit 
gleicher Rechtsnothwendigkeit aus der Nichtprüfung des Patentobjectes fließt; 
wir meinen: die Publicität, die Veröffentlich ung des Patents und des 
Patentobjects. 

Bei erſterer Veröffentlichung, welche blos die Thatſache der Patentirung 
zur allgemeinen Kunde bringen ſoll, haben wir nicht lange zu verweilen. Sie 
iſt nicht eine Pflicht, ſondern eher eine Wohlthat für den Patentirten, dem im 
Intereſſe des Abſatzes jene Kundmachung nur erwünſcht ſein muß. Das Pub⸗ 
licum aber, und beſonders die Gewerbetreibenden in deren Bereich die fragliche 
Erfindung fällt, können nur auf dieſe Weiſe gewarnt und benachrichtigt werden, 
daß ein gewiſſer Gegenſtand patentirt iſt, und von andern nicht erzeugt oder 
reſp. angewendet werden darf. Am natürlichſten und zweckmäßigſten iſt es, dieſe 
Sorge der Regierung zu übertragen, welche die Patentverleihung in ihrem amt⸗ 
lichen Organe anzeige, wie dies z. B. in England und Belgien geſchieht. Wir 

glauben kaum, daß Preußen, Schweden oder Sardinien bei einer etwaigen Re⸗ 
form ihres Patentweſens die bisherige Beſtimmung, nach welcher nicht die Ste: 
gierung, ſondern der Patentnehmer während einer 2—bmonatlichen Friſt dieſe 
Veröffentlichung in einer gewiſſen Anzahl von Journalen zu beſorgen hat, bei⸗ 
behalten, oder daß ſie in andern Staaten Nachahmung finden werde. Ob die 


Regierung, wenn ſie die Veröffentlichung beſorgt, vom Patentirten eine Ein⸗ 
rückungs gebühr verlange oder nicht, iſt eine untergeordnete Frage. Wohl aber 
ſcheint es im Intereſſe des Patentnehmers wie des Publicums zu liegen, daß die 
Thatſache der Patentertheilung möglichſt raſch bekannt werde. Die Verfü⸗ 
gung der Zollvereins⸗Patentconvention, des belgiſchen und anderer Geſetze, wo⸗ 
nach die Veröffentlichung un mittelbar nach der Patentertheilung geſchieht, 
iſt daher bei weitem zweckmäßiger, als z. B. die franzöſiſche Beſtimmung, wonach 
alle drei Monate, oder die öſterreichiſche, wo jedes Jahr ein Verzeichniß der 
ausgefolgten Patente veröffentlicht wird. 

Viel wichtiger iſt die zweite Veröffentlichung, nämlich des Patentobjectes 
oder richtiger, des eigentlichen Erfindungsgeheimniſſes. Vom Standpunkte des 
Monautopolismus, aus welcher die Erfindung als Eigenthum und das Patent 
als Beſitzakte betrachtet, kann man wohl dieſe Forderung unbillig finden, da ſie 
einer Klaſſe von Eigenthümern eine Pflicht auferlegt, die bei andern Eigenthü⸗ 
mern kein Analagon findet. Auch wenn man das Patent als Belohnung betrach⸗ 
tet, mag die Veröffentlichungspflicht unzuläſſig fein. Wir haben aber ſchon im 
erſten Artikel ausgeführt, daß wir im Patent weder eine Beſitzakte noch eine 
Belohnung ſehen, ſondern nur ein Zugeſtändniß der Billigkeit, durch welches dem 
Erfinder die Rückgewinnung der gehabten Mühen und Koſten ermöglicht werden 
ſoll. Da die Veröffentlichung des Patentgeheimniſſes dieſen Zweck nicht beein⸗ 
trächtigt, ſo läßt ſich principiell gegen ſie nichts einwenden. Sie wird aber zur 
Pflicht, ſobald die Regierung auf die vorgängige Präfung des Patentobjectes 
verzichtet. 

Die Prüfung ſollte über Werth und Wirklichkeit der Erfindung urtheilen, 
wozu die dem Patentgeſuche beigefügte Specification die Mittel bietet. Wenn 
nun die Behörde auf ſie verzichtet und ſie dem Publicum überläßt, ſo muß 
dieſem auch das zur Fällung eines Urtheils unerläßliche Mittel geboten, d. h., 
die Beſchreibung des Erfindungsgeheimniſſes mitgetheilt werden. Geſetzt, Je⸗ 
mand läßt ſich eine neue Maſchine patentiren, deren Gebrauch in Folge ihrer 
eigenthümlchen Conſtruction mit gewiſſen Gefahren verbunden, oder einen neuen 
Färbeſtoff, der unter gewiſſen Verhältniſſen geſundheitsſchädlich iſt. Wenn das 
Publicum nicht das eigentliche Erſindungsgeheimniß, die Conſtruction der Ma⸗ 
ſchine oder die Ingredienzien des neuen Färbeſtoffes kennt, wird es den Werth 
der Erfindung nie richtig zu beurtheilen wiſſen, alſo vom Patentnehmer betro⸗ 
gen werden. Eben ſo wenig werden die verwandten Gewerbetreibenden, welche durch 
die im Patent liegende Beſchränkung der freien Gewerbsthätigkeit zunächſt be⸗ 
rührt werden, ohne Kenntniß des Erfindungsgeheimniſſes die Realität der Er⸗ 
findung, d. h. ob wirklich eine patentfähige Neuigkeit vorliege, beurtheilen könnenz 
namentlich wenn das Patent nicht auf ein neues Erzeugniß, ſondern auf ein 
Erzeugungsmittel oder Verfahren lautet. 

Andere, allgemeine Rückſichten gebieten ebenfalls die Veröffentlichung. Der 
Pateutnehmer verdankt, wie ſchon angedeutet worden, der Geſellſchaft den größ⸗ 
ten oder wenigftens einen großen Theil ſeiner Erfindung. Wenn fie ihm dem⸗ 
ohngeachtet deren alleinige Ausbeutung gewährt, fo kann ſie dafür verlangen, 
daß ſein Erfindungsgeheimniß der Geſammtheit zugänglich und zum Ausgangs⸗ 
punkt neuer Fortſchritte werde, ſowie ſeine Erfindung die Frucht früherer Fort⸗ 
ſchritte war. Alle Patentgeſetze geſtatten ferner, Jedermann, die patentirte Er⸗ 
findung eines Andern zu verbeſſern und ſich dieſe Verbeſſerung patentiren zu 
laſſen, was nur bei Keuntniß des Erfindungsgeheimniſſos möglich iſt. Endlich 
wird ja nicht blos das neue Erzeugniß, ſondern auch die Hervorbringung eines 
alten Erzeugniſſes durch ein neues Mittel oder Verfahren patentirt. Wie aber 
der eine Patentnehmer neben dem alten Erzeugungsmittel oder Verfahren ein 
zweites neues erfunden, ſo kann ein Anderer noch ein drittes finden. Er kann 
ſich aber ſeinen Experimenten nur dann hingeben, wenn er das bereits patentirte 
Mittel oder Verfahren genau kennt und darnach weiß, daß ſein eigenes nicht 
mit demſelben zuſammenfällt, in welchem Falle feine Mühe und Koſten ver geb⸗ 
lich wären. 

Nach all' dem Vorſtehenden glauben wir, die Veröffentlichung des patentir⸗ 
ten Erfindungsgeyeimniſſes als ein nothwendiges Element des Patentweſens 
bezeichnen zu dürfen. Es verſteht ſtch dann von ſelbſt, daß uns z. B. die 
Zollvereins⸗Patentconvention, welche der Veröffentlichung gar nicht gedenkt, oder 
das preußiſche Geſetz, welches ſie wenigſtens nicht anbefiehlt, ſondern nur die 
Bemerkung enthält, daß die Regierung die Geheimhaltung nicht garanttre, in 
dieſem Punkte mangelhaft erſcheint. Eben ſo wenig können wir uns mit jenen 
Geſetzen befreunden, welche die Veröffentlichung zum Theil von dem Gutbefin⸗ 
den der Regierung abhängig machen, wie z. B. das baterifche, hannöveriſche 
und hollädiſche. Es wird hierdurch dem Protectionsweſen ein neuer Spielraum 
eingeräumt; auch haben wir kein undedingtes Vertrauen in die Befähigung der 
Behörden, welche darüber entſcheiden ſollen, ob ein Erfindungsgeheimniß nützlich 
und wichtig genug iſt um veröffentlicht zu werden, oder ob deſſen Gefährlichkeit 
oder Werthloſigkeit die Veröffentlichung unzuläſſig mache. 

In jenen Staaten, welche die Veröffentlichung für obligatoriſch erklären 
machen ſich drei verſchiedene Syſteme geltend. Das engliſche, franzöſiſche und 
belgiſche Geſetz verfügen die periodiſche Veröffentlichung der Beſchreibungen 
aller patentirten Erfindungsgeheimniſſe in möglichſt kurzer Friſt nach der Pa⸗ 


tentertheilung. Mehrere Geſetze, wie das öſterreichiſche, ſächſiſche, ſardiniſche, 
ſiciliſche, baieriſche, ſpaniſche, holländiſche u andere, gebieten die Veröffentlichung 
erſt nach Erlöſchen des Patents. Doch laſſen manche der letztgenannten Staaten, 
wie z. B. Spanien, Hannover, während der Dauer des Patents wenigſtens eine 
halbe Oeffentlichkeit des Erfindungsgeheimniſſes zu, indem Jedermann auf dem 
Regierungbüreau, wo die Beſchreibung hinterlegt iſt, von derſelben Einſicht 
nehmen und gegen Koſtenerſatz auch eine Abſchrift derſelben erlangen kann, 
während z. B. in Sachſen, ſelbſt wenn ein Patentproceß die Mittheilung der 
Beſchreibung an Richter oder Sachverſtändige nöthig macht, von dieſen ſtrenge 
Geheimhaltung des Mitgeth eilten verlangt wird. 

Aus den Gründen, welche wir für die Veröffentlichungspflicht geltend ge⸗ 
macht, folgt von ſelbſt, daß wir nur das erſte Syſtem: die unmittelbare (nach 
der Patentverleihung) und vollſtändige (durch den Druck, nicht durch bloße Ein⸗ 
ſichtnahme des Manuſcripts bewirkte) Veröffentlichung des Erfindungsgeheim⸗ 
niſſes als zweckentſprechend betrachten können. Dem Erfinder kann hieraus kein 
Nachtheil erwachſen, da Niemand die Erfindung anwenden oder ausbeuten darf, 
auch wenn alle Welt das Erfindungsgeheimniß kennt. Aus der Geheimhaltung 
würden aber der Geſammtheit die oben erwähnten bedeutenden Nachtheile er⸗ 
wachſen. Dem Erfinder könnte fie allerdings den Vortheil bringen, daß auch 
nach Ablauf des Patents, wenn das Geheimniß erſt dann veröffenllicht wird, 
noch ein gewiſſer Zeitraum verſtreicht bis Andere ſich dieſelbe aneignen und ſie 
ausüben können, fo daß er noch die alleinige Ausbeutung derſelben behielte. 
Das Geſetz aber, welches überall ein unüberſchreitbares Maximum der Patent⸗ 
dauer feſtſtellte, kann doch dieſe indirecte Verlängerung des Monopols nicht ge⸗ 
wollt haben. J. C. Horn. 


Der Robbenſchlag und Fiſchfang in Grönland. 


In Nummer 155 dieſes Blattes verſprach ich einige Mittheilungen ſowohl 
über den Robbenſchlag als den Fiſchfang in Grönland zu machen und zwar in 
Folge eigner Anſchauung, denn als nach Rückkehr meines Bruders aus der Süd⸗ 
fee ich entſchloſſen war, die in jenem erſten Aufſatze erwähnte Vervollſtändigung 
wie auch die Vervollkommnung des Wurfgeſchoſſes practiſch zu prüfen, blieb 
mir, um nicht zu viel Zeit zu verlieren, keine andere Wahl als Grönland 
Zudem war auch das Beſtreben, für die bisherige Art und Weiſe des Robben, 
fanges eine beſſere und lohnendere Methode zu ſchaffen, ein Hauptaugenmer ! 
mit geweſen und hatte ich während dieſer Reife die Genugthuung, jeden Zweife 
zu heben, und werde über die erlangten Erfolge weiter unten berichten. 

Ich ging alſo am 2. März d. J. mit dem Schiffe Juno, Capitain P- 
Strüven, von der Weſer und gelangten ohne weiteren Unfall, wiewohl nicht 
ohne ſehr ſtürmiſche Unterbrechungen, unter den 70 Grad nördlicher Breite und 
traf am 19. März das erſte Eis, verweilte bis Anfangs Mai zwiſchen dem 
70. bis 75. Grade, während welcher Zeit ca. 600 junge Robben geſchlagen 
wurden. 

Es dürfte für Diejenigen, welche an dieſen Mittheilungen einiges Intereſſe 
nehmen, erwünſcht ſein, ſowohl Beſtimmtes darüber zu erfahren, welche Aus⸗ 
beute jene Regionen an Fiſchen bieten, als auch über den Aufenthalt der jungen 
und alten Robben, deren Wanderungen und Gewohnheiten, genauer unterrichtet 
zu ſein. 

Die alten Robben, ſowohl männliche als weibliche, die unter dem Namen 
„Sattler, bekannt, — wegen einer dunklen Zeichnung in Form eines Sattels an 
betreffender Stelle — und entſchieden die Mehrzahl bilden, ziehen im April vom 
Nord⸗Oſten herunter und ſuchen unter den 70. bis 75 Graden an geeigneten 
Plätzen das ſogenannte Bay⸗Eis auf, welches ca. 3 bis 5 Zoll dick iſt und in 
Schollen bis zu 20 Fuß Durchmeſſer beſteht, um darauf zu werfen. Nachdem 
der Wurf, man rechnet gewöhnlich bis Ende April, geſchehen, ſäugen die Alten 
ihre Jungen ca. 14 Tage und nachdem ſie dadurch in einen außerordentlich 
feiſten Zuſtand gebracht, werden ſie von den Alten verlaſſen, welche ihren Weg 
dann wieder nord⸗öſtlich nehmen. 

Es muß hier erwähnt werden, daß die alten Robben zu ihrem Wurf in 
der Regel 2 bis 3 Plätze oder Flachen, in nicht zu beſtimmenden Eutfernungen 
von einander, wählen und mag die Zahl der geworfenen Jungen 2 bis 300,000 
betragen. 

Aus dieſer ungefähren Angabe kann man annähernd auf die Geſammtzahl 
der Robben in Grönland ſchließen. 

Hat man nun das Glück, auf eine ſolche Schaar junger Robben zu ſtoßen, 
ſo unterliegt es keinem Zweifel, wenn die Elemente nicht hindernd dazwiſchen 
treten, das Schiff davon gänzlich zu füllen, denn die Unerfahrenheit und Dumm⸗ 
heit dieſer jungen Thiere iſt ſo groß, daß während eins erſchlagen wird, das 
daneben liegende keinerlei Anſtalt macht, ſich durch die Flucht zu retten, ſondern 
in träger Ruhe und der den jungen Robben eigenen Unbeholfenheit fein Schickſal 
zu erwarten ſcheint. Allein unter den in dieſem Jahre auf dem Fang gewefenen 
ca. 100 Schiffen hat meines Wiſſens nur eins aus ſolchem Zufalle Nutzen 
ziehen können; die übrigen aber, und dazu gehört auch die Juno, konnten nur 
noch von den Streiflingen profitiven. 


Es iſt vbemerkenswerth und gibt zu manchen Betrachtungen Veranlaſſung 
warum die alten Robben zu ihrem Wurf jenes kleine, nur 3 bis 5 Zoll dicke 
Eis aufſuchen, und mag die Vermuthung nicht unrichtig fein, daß man dadurch 
die jungen Robben wo möglich vor den Nachſtellungen der Bären ſichern will, 
wie auch, daß denſelben dieſes flache zum Ab⸗ und Aufſteigen beſſer als das 
ſchwere, einige Fuß über dem Waſſer hervorragende Eis convenirt. Außerdem 
lieben dieſe Art Robbe, die durch Dünungen entſtehende wogende Bewegung 
und wird von den alten Robben bei der Wahl der Plätze eben ſo große Rück⸗ 
ſicht darauf genommen. 

Weniger leicht ſſt es indeß zu erklären, weßhalb die jungen Robben, in 
einem Zuſtande der größten Hülfloſigkeit von ihren natürlichen Beſchützern ſo 
frühzeitig verlaſſen werden. 

Bis ca. Mitte Mai dauert in der Regel diefer Robbenſchlag, wo dann die 
Jungen, welche den Nachſtellungen entgangen, denſelben Weg einſchlagen, welchen 
die alten Robben genommen. 

Am 2. Mai ſegelte die Juno nördlich zum Fiſchfange, wie auch in der Er⸗ 
wartung, die auf dieſem Wege zurückwandernden alten Robben anzutreffen 
Unſere Hoffnung wurde nicht getäufcht, denn wir fanden einen Theil derſel⸗ 
ben auf dem Eiſe ruhend am 4. Mai und zwar in einer Anzahl von mindeſtens 
15,000 Stück. u 1 

Es wurden fofert Anſtalten getroffen, Jagd darauf zu machen und 40 
Mann, von denen 4 mit Flinten verſehen, eröffneten dieſelbe. — Dieſer Vorgang 
verdient eine nähere Beleuchtung, damit es gehörig ins Auge falle, wie der⸗ 
artige Jagden, nach alten Gewohnheiten und Herkommen betrieben, ſehr un⸗ 
ſichere, ja in den meiſten Fallen, wie auch in dem gegenwärtigen, gar keine 
Reſultate von Werth liefern. 

Jene 4 Mann, welche in der Regel ihre Gewehre mit groben Schrot oder 
Saleſter zu laden pflegen, gehen der übrigen Mannſchaft, wovon ein jeder mit 
einem Robben⸗Knllppel, welcher unten mit einem eiſernen Haken und Hammer 
verſehen, voraus, um, was erſtere nicht zur Stelle tödten, ſondern nur ver⸗ 
wunden, mit Huͤlfe jenes Hakens zu bergen, ehe es den Robben gelingt, ſich 
ins Meer zu retten. 

Dieſe Jagd dauerte volle zwölf Stunden, und es iſt nicht übertrieben, wenn 
ich behaupte, daß während dieſer Zeit das Feuern auf die Robben faſt unun⸗ 
terbrochen fortdauerte. 

Will man mit einer Ladung groben Schrots eine alte Robbe tödtlich ver⸗ 
wunden, ſo iſt hierzu eine Diſtanze von nur 20 Schritt erforderlich, und ſelbſt 
wenn ſie in dieſer Entfernung getroffen, gehört es zu den glücklichen Zufällen, 
dieſelbe zu bekommen, denn ſie ſtürzt ſich, wäre ſie auch im ſterbenden Zuſtande, 
noch ins Meer und iſt dadurch für den Verfolger beſtimmt verloren. — Wie 
viele tauſende von Robben werden auf dieſe Weiſe verwundet, die nachher ſter⸗ 
ben und verderben. 

Da das Schiff nur 3 bis 400 Schritt von obiger Scene entfernt lag, ſo 
war, während derſelben, meine ganze Aufmerkſamkeit darauf gerichtet, und ge⸗ 
nau ſehend was vorging, konnte ich mich auch nicht wundern, als die Mann⸗ 
ſchaft als Reſultat dieſer 12ſtündigen Jagd — einen Robben heimbrachte. 

Obgleich es nicht in meiner Aufgabe lag, mich an ſolchen Ausflügen zu be⸗ 
theingen, da ich ein wichtigeres Ziel im Auge hatte und deshalb das Schiff 
nicht gern verlaſſen wollte, ſo entſchloß ich mich dennoch nach Beendigung die⸗ 
ſer Jagd, noch eine kurze Ausflucht von einer halben Stunde mit meinem Ge⸗ 
ſchoß zu machen, und bot ſich mir Gelegenheit, auf 9 Robben ſchießen zu kön⸗ 
nen, wovon ich 8 Stück an Bord lieferte. 

Macht man nun einen Vergleich mit jener und dieſer Jagd, ſo iſt darnach 
leicht zu ermeſſen, wie viel mehr noch zu leiſten iſt. 

Am 5. ſteuerten wir in derſelben Richtung, fanden wieder alte Robben in 
ziemlich gleicher Anzahl, wovon 40 Stück erlegt wurden, ebenſo am 7. in nicht 
geringerer Zahl und bekamen davon 25 Stück. 

Da nun die Zeit zum Fiſchfange heranrückte und keine Ausſicht vorhanden 
war, ferner noch Robben in beachtungswerther Anzahl anzutreffen, ſo ſegelte die 
Juno bis zum 79“ 40“ Grad nördlicher Breite hinauf, wo wir am 21. Mai 
das ſchwere Eis antrafen. 

Wie es im Allgemeinen dort Regel iſt, auf ſo hohen Breiten in daſſelbe 
hineinzudringen, und dann zwiſchen dem Eiſe jene ſtillen Waſſer, in denen allein 
nur der grönländiſche Wallfiſch, welcher die Dünungen ſcheut, anzutreffen iſt, 
aufzuſuchen, fo machten auch wir dieſen Verſuch, allein die Dichtigkeit deſſelben 
vereitelte alle unſere Bemühungen, und ſahen uns deshalb gezwungen, bis zum 
76. Grad herunter zu ſegeln, wo es freilich gelang, bis auf ca. 15 Meilen in 
das Eis vorzudringen. Wir wurden aber ſo ſchwer davon beſetzt, daß das 
Schiff 25 Tage auf dieſer Stelle liegen bleiben mußte. 

Während dieſer Zeit ſahen wir wohl ein paar Wallfiſche, allein in einer 
Entfernung, welche, trotzdem wir dieſelben verfolgten, doch nicht ſo weit zu kür⸗ 
zen war, um an ein Feſtkommen denken zu können. 

Ich möchte hier einige Bemerkungen einſchalten, über die bekannten Guns, 
woraus die Grönlandsfahrer ihre Harpunen zu ſchießen pflegen. — Diefe Guns 
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bleiben nach der bisherigen Behandlung in meinen Augen ein durchaus unzuver⸗ 


„läſſiges Geſchoß, denn man vermochte ein Ziel von 9 Fuß UIInhalt mit einiger 


Sicherheit auf 50 Fuß Entfernung nicht zu treffen, ſtatt deſſen mit dem verbeſ⸗ 
ſerten Geſchoß ich auf 100 Fuß Diſtanze eine Fläche von 4 Fuß [] ſicher zu 
treffen vermag. 

Wäre man bisher mit jenen Guns nur gewiß geweſen, ein Ziel genanuten 
Inhalts auf 50 Fuß Diſtanze mit Sicherheit zu erreichen, ſo müßten und wür⸗ 
den ſchon brillante Reſultate geliefert ſein. 

Ich habe es vielfach mit angeſehen, wie auf Einhornftſche, die beiläufig be⸗ 

merkt einen Werth von circa 50 Thaler haben und wovon es dort gewiſſer⸗ 
maßen wimmelt, mit dieſen Guns geſchoſſen wurde, allein die Harpune, wenn 
fie auf 50 Fuß treffen ſollte, fiel zuweilen ſchon auf 20 bis 30 Fuß Entfernung 
ins Waſſer, einmalj zu viel links, dann zu weit rechts, kurz das Mangelhafte 
dieſes bisher gebräuchlichen Gunsſchießens vereitelte alle Erfolge, denn Beweis 
dafür iſt, daß einige Schiffe höchſtens 2 bis 3 von dieſer Gattung Fiſche all⸗ 
jährlich mit nach Hauſe bringen. 

Eine Eigenthümlichkeit des Einhornſiſches iſt die, daß er in der Weiſe der 
Thümler ſchwimmt, ſich in bogenbeſchreibender Bewegung und kurzen regelmä⸗ 
ßigen Zwiſchenräumen ziemlich hoch über das Waſſer erhebt; allein während 
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derſelben vermag es der Grönlandsfahrer nicht, ihn mit der Guns zu ſchießen, 
ſondern muß es abwarten bis der Fiſch ſich, gewiſſermaßen aus ruhend, in eine 
Lage bringt, wo der Rücken mit der Oberfläche der See faſt egal iſt, und nu 
in dieſer Lage wird es verſucht ihn zu treffen, was beides jedoch ſelten der 
Fall iſt. 

Mit der neuen verbeſſerten Einrichtung würde man den Einhornfiſch auch 
in ſchwimmender Bewegung mit Erfolg attakiren können, und habe ich daher 
die feſte Ueberzeugung, daß auf dieſe Weiſe durchſchnittlich 1 bis 2 täglich die⸗ 
ſer Art Fiſche zu erlegen ſein würden. 

Da wir nun wegen der Dichtigkeit des Eiſes und der vorgerückten 
Jahreszeit, wo dieſe Regionen faſt immer in Nebel gehüllt, uns zur Rückkehr 
genöthigt ſahen, fo gelangten wir nach einer mühſeligen und gefahrvollen Reiſe 
Anfang Auguſt wieder auf die Weſer. 

Ich habe es freilich ſchmerzlich bedauert, daß der Hauptzweck meiner 
Reiſe nach Grönland gewiſſermaßen verfehlt; allein ſie hat mich mit Erfah⸗ 
rungen bereichert, deren praktiſche Nutzanwendung nicht umhin kann, auf vorbe⸗ 
nannte Erfindung und Verbeſſerungen einen günſtigen Einfluß zu äußern. 

Philipp Rechten. 


Perſicherungsweſen. 


Seeverſicherung. 
(Fortſetzung.) 


Schaden bei Havarie und Bodmerei⸗Geldern. Bevor 
auf den Erſatz des Schadens bei Verſicherung von Havarie⸗ und Bodme⸗ 
reigeldern eingegangen wird, erſcheint es nöthig, das eigenthümliche Weſen 
dieſer Gelder näher zu betrachten. Zur Beſtreitung der auf einer Seereiſe 
vorkommenden Koſten und Auslagen iſt der Schiffer in der Pegel mit 
einem gewiſſen Geldporrath verſehen, oder es iſt ihm auch ein Credit an 
denjenigen Orten eröffnet, wohin er zu gehen beabſichtigt. Iſt nun der 
Schiffer genöthigt in ſolche Häfen einzulaufen, welche außer ſeiner beab⸗ 
ſichtigten Fahrt liegen, oder überſteigen die durch Unglücksfälle ꝛc. veranlaßten 
außerordentlichen Ausgaben die eröffneten Credite, beziehungsweiſe den Baar⸗ 
vorrath; fo iſt der Schiffer in ſolchen Fallen befugt, das benöthigte Geld 
leiheweiſe aufzunehmen. Geſchah dieſes aus Anlaß einer ſtattgehabten 


Havarie, fo werden die aufgenommenen Gelder als „Havariegelder“ 


bezeichnet. Der Schiffer iſt aber auch befugt, für ein dergeſtalt aufgenom⸗ 
menes Darlehn das Schiff oder die Ladung, oder beides zuſammen, zu 
verpfänden; wie denn auch der Rheder rückſichtlich feines Schiffs und der 
Befrachter rückſichtlich feiner Waaren, das Schiff, beziehungsweiſe die La⸗ 
dung, für ein von ihm aufgenommenes Darlehn verpfänden kann. Dieſes 
geſchicht durch den Bodmerei⸗ Vertrag, und die gegen ſolche Ver⸗ 
pfändung aufgenommenen Gelder heißen „Bodmereigelder “. Die 
ſchriftliche Urkunde aber, welche über den Bodmerei⸗Vertrag aufgenommen 
wird, iſt der „Bo dmereibrief.“ 

Das eigenthümliche des Bodmerei⸗Vertrags beſteht nun darin, daß die 
erborgte Summe, nebſt der Vergütung dafür, nur in dem Falle zurückge⸗ 
zahlt zu werden braucht, wenn das Schiff an ſeinen Beſtimmungsort 
gluͤcklich gelangt; daß aber in dem Falle, wenn das Schiff zu Grunde geht 
alle Anſprüche aus dem Bodmerei⸗Vertrag erlöſchen. und bei theilmeifer 
Beſchädigung der verbodmeten Gegenſtände ein Erſatz des Bodmer⸗Darlehns 
nur fo weit gefordert werden kann, als der verbleibende Werth des ver⸗ 
bodmeten Gegenſtandes ausreicht. Da das Bodmerci⸗Darlehn verloren geht, 
wenn das Schiff verunglückt, fo erſcheint der Bodmerei⸗Vertrag als ein ge⸗ 
wagtes Unternehmen, für welches deßhalb außer den eigentlichen Zinſen eine 
beſondere Prämie feſtgeſetzt zu werden pflegt. Sind mehrere Bodmerei⸗Ver⸗ 
träge über den ſelbeu Gegenſtand abgeſchloſſen, fo hat die zuletzt abgeſchloſſene 
Bodmerei ein Verzugsrecht, weil fie auch zum Beſten der früher abge⸗ 
ſchloſſenen Bodmereien gereicht. 

In Beziehung auf die Verſicherung und den Schadenerſatz bei Havarie⸗ 
Geldern enthält der Hamburger Plan folgende Vorſchriften: 

H. P. C. 5; Wer Havariegelder vorgeſchoſſen hat, kann ſie verſichern laſſen, 
Wird bei der Verſichernng nicht angezeigt, daß die Havariegelder die Ladung 
allein oder doch dieſe mit betreffen, ſo wird angenommen, daß ſolche lediglich 
Schiff und Fracht angehen. Fährt das Schiff in Ballaſt, ſo muß dieſes bei 
der Verſicherung angezeigt werden; widrigenfalls iſt die Verſicherung ungültig 
und die Prämie verfallen. 

H. H. $ 112: Sind für Koſten in einem Nothhafen Havariegelder vorge⸗ 
ſchoſſen und ſolche verſichert worden, fo hat der Verſicherer der Havariegelder 
nur dann Schaden zu bezahlen, 1) wenn die Gegenſtände, worauf vorgeſchoſſen 
iſt, nach 9. 109 ihren Beftimmungsort gar nicht, oder nur theilweiſe erreichen; 
oder 2) wenn durch fernere Seeunfälle der Werth derſelben ſo verringert wird, 
daß er nicht mehr hinreicht, um die vorgeſchoſſenen Havariegelder ganz oder 


theilweiſe zu erſetzen; das reine Provenue des Gerettelen wird auf die verſicher⸗ 
ten Havariegelder in Abrechnung gebracht. 

Bei Verſicherung auf Havariegelder iſt im Falle von Schaden der Belauf 
derſelben unter Zuziehung der Verſicherungsprämie und der Koſten zu Grunde 
zu legen; die Taxe gilt nicht. 

Die Bremer Verſicherungs⸗Bedingungen beſagen rückſichtlich der Ha⸗ 
varie⸗Gelder im §. 53: 8 

Wer Havariegelder vorgeſchoſſen hat, ohne ſich einen Bodmereibrief dafür 
zeichnen zu laſſen, kann ſolche ebenfalls unter Verſtcherung bringen, indeſſen 
muß er auch hierbei aufgeben, ob der Vorſchuß für Schiff und Ladung gemein⸗ 
ſchaftlich, oder für das Schiff und deſſen Frachtgelder allein gemacht iſt, indem 
ſonſt die Gemeinſchaft von Schiff und Ladung angenommen, und von dem Ver⸗ 
ſicherer nicht mehr vergütet wird, als ihm in dieſem Falle zur Laſt gekommen 
wäre. Gilt aber der Vorſchuß auf ein Schiff in Ballaſt, ſo iſt, ohne ausdrück⸗ 
liche Anzeige, deſſen Verſicherung ganz ungültig, und gleichwohl die Prämie 
verfallen. 

In Betreff der Verſicherung und des Schadenserſages von Bodme⸗ 
reigeldern beſtimmt der Hamburger Plan: 

H. P. §. 4: Der Bodmereibrief⸗Inhaber kann das auf Bodmerei gegebene 
Capital, einſchließlich der in demſelben bedungenen Bodmerei⸗Prämie, jedoch ohne 
Zuziehung der Verſtcherungsprämie, verſichern laſſen. Wird bei der Verſiche⸗ 
rung nicht angegeben, was verbodmet iſt, fo wird angenommen, daß Schiff, 
Ladung und Fracht verbodmet ſeien. Iſt aber Bodmerei auf ein Schiff in 
Ballaſt gegeben, oder iſt der Bodmereibrief für eine ältere vor Antritt der ver⸗ 
ſicherten Reiſe entſtandene Schuld gezeichnet, ſo muß dieſes bei der Verſicherung 
angezeigt werden; widrigenfalls iſt die Verſicherung ungültig und die Prämie 
verfallen. 

H. P. §. 108: Wer auf Bodmerei verſichert, iſt frei von aller Havarie, 
und darf dazu nicht contribuiren. 

Dieſe Beſtimmung iſt dahin zu verſtehen: 

Iſt ein Schiff in einem Nothhafen eingelaufen geweſen und hat für die 
entſtandenen Koſten Bodmerei gezeichnet, und iſt der Bodmereibrief verſichert 
worden, fo bleibt der Verſicherer deſſelben, falls das Schiff nachgehends feinen 
Beſtimmungsort erreicht, frei von aller Havarie, wenn auch das Schiff auf 
ſeiner Reiſe nochmals Havarie erlitten hat, ſei es denn: 

daß durch die auf der Fortſetzung der Reiſe erlittenen Seeunfälle das ver⸗ 
bodmete Pfand inſoweit verſchlechtert worden, daß es dadurch die verbodmete 
Summe nicht austrage; 
oder, daß das Schiff wegen Havarie in einem Nothhafen abermals einge⸗ 
laufen geweſen und für die dort entſtandenen Koſten einen zweiten Bodmerei⸗ 
brief hätte zeichnen müſſen, der als der jüngere den Vorrang vor dem älteren 
Bodmereibrief hat, und daß dadurch der Ertrag des Pfandes für letzteren nicht 
mehr hinreichend ſein würde; 

oder, daß nach Landesgeſetz des Beſtimmungshafens der erſte Bodmereibrief 
zur neuen Havarie beizutragen verpflichtet iſt. — In allen dieſen Fällen hat der 
Verſicherer den Schaden zu erſetzen. 

H. P. $. 109: Würde das Schiff bei Fortſetzung der Reiſe nach feinem 
Beſtimmungsorte ſtranden oder mit ſo ſchwerer Havarie in einen Nothhafen 
einlaufen oder eingebracht, daß es unfähig geworden, feine Reife zu beenden, 
und würde die Ladung ganz oder nur theilweiſe gerettet, ſo hat der Verſicherer 
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des Bodmereibriefes den eventuellen Schaden nach Abzug des reinen Provenues 7 Gerner muß angezeigt werden, ob der zu verſichernde Bodmereibrief im * 
des verbodmeten Gegenſtandes zu bezahlen. Adgangs⸗ oder in ‚einem Nothhafen gezächnet wurde; indem ſonſt das Letztere I 
F. P. 6. 110: Hat der Verſicherte der Ladung zur Einlöſung des Bodme⸗ vorausgeſetzt wird, und die im 2 gangshafen geſchehene Verbodmung nicht als 
veibriefes am Beſtimmungsorte, um feine Güter löſchen zu können, Einſchuß zu Gegenſtand der Verſicherung gilt, mithin auch der darauf fallende Schaden von 
leiſten, ſo ſind ihm vom Verſicherer der Güter al obald zwei Drittel des Ein⸗ dem . e En iſt. 1 ne. We 0 
uſſes zu erſtatten. enn ein Bodmereibrief für eine ere, vor dem An ange der letzten Reiſe 
1 1 1 5 Fals der Verbodmung ven Schiff Fracht und Ladung, Schiff des Schiffes entſtandene Schuld gezeignet war, ſo kann nur vermittelſt einer 1 
und Fracht den ihnen nach geſetzlicher Dispachirung der Havarien zur Laſt ausdrilcklichen Ueberein kunft die Verſicherung deſſelben ſtattfinden, widrigenfalls 
fallenden Beitrag nicht leiſten, fo find die Güter bis zu ihrem nn 9080 Mat bie g u ere e hie 1 1 10 ae 
wortli ür dasjenige, was Schiff und racht nicht austragen, und hat der . a e ’ t 
Wersten. der Ger ſolches ma als 1 ſo wie auch im umgekehrten während oder vor der letzten Reiſe gezeichnet ſein, ſo iſt auch davon bei Ver⸗ 
Falle, wenn die Güter nicht hinreichen, den ihnen zur Laſt fallenden Beitrag zu ie 1 7 8 eh I 0 
letſten, Schiff und Fracht für den Minderbetrag verantwortlich ſind, und der ner - es verhehlt, verliert er allen nfpru 
Ae en 2177 m; 127 7 ſolchen gleichfalls zu erſetzen hat. auf DR e öl s c b MET 
eder Verluſt und alle außerordentliche Koſten welche zur Einlöſung des er Verſicherungswerth ein mereibriefe ie ie darin ulirte 
e Ri dem Sd er 15 Verkauf des Schiffes ent⸗ Bodmereipramie ein, und erſtreckt ſich alſo auf die ganze Forderung des Bod⸗ 
ſtehen, bleiben zur Laſt der Rhederei; der Verſicherer auf Casco und Fracht mereibrief Inhabers, nicht aber auf die für die Verſicherung deſſelben zu zahlende 
zahlt nur dasjenige, was er nach der geſetzlichen Havarie groſſe und par ticuliere⸗ Prämie. (Schluß folgt.) N 
Oispache nach den Bedingungen feiner Verſicherung zu bezahlen hat. ö — Bei dem großen Brandunglück, welches Memel betroffen hat, 
H. P. b. 111: Iſt Bodmerei gezeichnet für eine nicht im Nothhafen, werden die folgenden Notizen von Intereſſe fein. Bei den im vorigen Jahre 
ſondern vor Antritt der Reiſe entſtandene Schuld des Schiffes, ſo hat der Ver⸗ vorhandenen, kobiliar-Verſicherungen waren berheiligt die 
ſicherer diefer Bodmerei, gleichwie bei der Verſicherung auf Vorſchuß auf das Marienwerder Mobiliar - Feuer- Verſicherungs⸗Geſellſchaft mit 8 % 
Schiff, keine Havarie irgend einer Art zu bezahlen, wenn das Schiff ſeinen Be⸗ Münchener Aachener . Ae ee TEEN , „ 20 „ 
ſtimmungsort erreicht. Kann es aber denſelben nicht erreichen wegen Seeunfälle, Ante eser ee e 12 9 
wofür der Verſicherer laut Police verantwortlich iſt, ſo hat derſelbe den even⸗ Boruſſta „„ . r 
tuellen Schaden zu bezahlen, nach Abzug des reinen Provenues des Schiffes. Fer Seuer- Derficherungs- @efelitchaft . „ 8 „ 
Wenn Verſicherung genommen iſt auf Vorſchuß auf die Fracht, ſo wird Gechae ee für Deufehiand in Leipzig. 5 5 1 
die gerettete Fracht, abzüglich der Rettungskoſten, in Abrechnung auf den Vor⸗ Baterländiſche Feuck⸗ Be Hege, Gl ſe ® 2 1 5 . 
ſchuß geben, f A ‘ Leipziger Feuer-Verſicherungs-Geſellſchaft S de Te 
Die Vorſchriften der Bremer Verſicherungs « Bedingungen über Bod. Berliner Feuer- Verſicherungs⸗Geſellſchaft eu... lu hi, 7 
merei find in den F. 52 zuſammen gedrängt, J andere Geſellſchaften mens nn HE Ten 
Wer einen Bodmereibrief verſichern laſſen will, muß dabei den Gegenſtand Wie groß die verſicherten Summen find, iſt bisher nicht ermittelt, die⸗ 
der Verbodmung aufgeben. Geſchieht ſolches nicht, fo wird angenommen, daß ſelbe dürfte ſich an Immobilien und Waaren auf 5 bis 6 Mill. Thlr. be- € 
in dieſem Bodmereibriefe Schiff und Ladung nebſt den Frachtgeldern verpfän⸗ laufen. (Vergl. Vermiſchte Notizen im Hauptblatt.) Der Verluſt der ver- € 
det ſind und wenn eine Schadenforderung gemacht wird, und ſich dabei heraus⸗ chiedenen Geſellſchaften bei den unglücklichen Excigniß hangt natürlich von 
ſtellt, daß nur das Schiff, mit oder ohne die Frachtgelder und die Ladung dem Zufalle ab, in welchem Maße jede gerade in dem betroffenen Stadttheile ; 
nicht mit verbodmet worden, ſo iſt der Verſicherer zu keiner größeren Vergü⸗ verſichert hat. Da die größere Summen der Riſico auf einzelne Waaren⸗ f 
tung verbunden, als er würde leiſten müſſen, wenn Schiff, Fracht und Ladung lager ren ſo N: voronögufegen, daß die melſten Geſellſchaften einen Th eil f 
gemeinſchaftlich verbodmet wären. Ein Anſpruch an den Verſtcherer findet 1305 N — 9 urch an gedeckt nen Die Zahl der Ge⸗ 
aber gar nicht Statt, wenn das verbodmete Schiff nur mit Ballaſt ging, und rn emel, G51 509 er Zählung von 1849: 1 
davon bei der Verſicherung keine Anzeige gemacht wurde. Schulen zum Gottes dienſt.... . Ke 7 N 
Ebenfaus muß es, bei Verſicherung eines Bodmereibriefes, ausdrücklich an⸗ Wen zun Kranken 5 Kufet N, en e e 6 J 7 
gegeben werden, wenn auf demſelben Schiffe mit Wiſſen des Verſicherten, noch für Königliche Behörden 0 9775 7022 ö 9 6 
ein fpäterer Bodmereibrief, oder eine ſpater entſtandene Havarie, oder ein Vor. für Gemeinde- Behörden und der n 15 1393 Gebäude > 
ſchuß auf ſolche Havariegelder haftet. Wird dies verſchwiegen, ſo nimmt der Kaſerne, Militairmagazine in üb. e urn. Mira f 
Verſicherer den ihm angetragenen Bodmereibrief als den jüngſten, und der Privatwohnhauſer BER AN 792 1 
fpäteren Havarie und den dafür geleiſteten Vorſchüſſen vorgehend, an, und hat Fabrikgebäude, Mühlen, Privatmagazine — . 201 
demnach keine größere Verbindlichkeit als für ſolchen. Ställe, Scheunen und Schuppen 35 | 
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Gutta-Percha Glanz-Wichse. 


Unsere Gutta-Percha-Glanzwichde hat sich als die unbedingt vorzüglichste unter allen jetzt existirenden Wichs 
sie dem Leder den vortrefflichsten tiefschwarzen Spiegelglanz; 2) conservirt sie das Leder besser, als jede andere Wichs 
Nässe; 4) verbraucht sie sich weit sparsamer als jede andere; 5) verlangt sie fast gar keine Arbeit, indem auf der Stelle 

Wir warnen vor mangelhaften und verfälschten Nachahmungen. Nur diejenige Verpackung ist echt, 
händige Unterschrift beigegeben ist, 

Für Deutschland hat das HandiungshausfRinders Erben in Wei mar den alleinigen Vertrieb übernommen, 
unter Beifügung der geeigneten Referenzen — sich in Verbindung zu setzen belieben, 


en bewährt; denn 1) gib 
0; 3) schützt sie am besten vor 
der wundervolle Glanz erscheint, 
weicher unsere untenstehende eigen- 


mit welchem man wegen Detail-Verkauf — 


Auſtellungs⸗Geſuch. Ein junger Mann 28 Jahre alt, unverheirathet Der Unterzeichnete iſt erne bereit, auf desfallſige Anfragen über die oben⸗ 
und een er an augenblicklich bei einer Juſtizbehörhe erwähnte Perfönlichkeit Al Auskunft zu ertheiten, 
lacirt iſt, ſucht eine Stelle als Comptor⸗Arbeiter zc. bei einer Feuer⸗ oder Bützow, in Mecklenburg, September 1854. 
Beheben Derſelbe ſchreibt eine vorzügliche Hand und iſt im 


s a Steinohrt, 
Rechnungsfache vielſeitig beſchäftigt geweſen und darin ſehr geübt, ſowie er auch Eriminal⸗Actuar. 


vom Regiſtraturdienſt hinlängliche Kenntniſſe beſitzt. Herausgegeben unter f Verantwortiichkeit von F. Schlmemamı® Verlag Sbanbtung“ 
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